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RUNDSCHREIBEN Januar 2018

I.  Einsichtnahme  in  die  Steuerkonten  unserer  Mandanten  durch
uns

Bei Unstimmigkeiten in Bezug
auf  von  unseren  Mandanten
geleisteten  Vorauszahlungsbe-
trägen für die Einkommensteu-
er,  den  Solidaritätszuschlag
und ggf.  die Kirchensteuer an
das Finanzamt gibt das Finanz-
amt in Zukunf keine telefoni -
sche  Auskunf mehr.  Bei  den
Finanzbehörden wird so Perso-
nal eingespart und noch mehr
Arbeit  auf  uns  Berater  abge-
wälzt. Die digitale Bearbeitung
soll vorangetrieben werden.

Damit wir entsprechend vorge-
hen können, benötigen die Fi-
nanzbehörden je nach Bundes-

land  unterschiedliche  Voll-
machten der Steuerpfichtigen.
Wir  werden  also  nach  und
nach  die  entsprechenden  An-
träge  bei  den  Finanzbehörden
stellen. Sie als unsere Mandan-
ten erhalten dann ein schrifli-
ches  Anschreiben  von  zentra-
len  Finanzämtern.  Darin  wird
gefragt,  ob  Sie  damit  einver-
standen sind, dass wir elektro-
nisch  Einsicht  in  Ihr  Steuer-
konto nehmen dürfen.

Wir biten darum, diese Schrei-
ben  der  Finanzämter  umge-
hend zu unterschreiben und an
die  betrefenden  Finanzämter

zurück  zu  senden.  Es  gelten
nämlich Fristen, innerhalb de-
rer die Vollmachten von Ihnen
erteilt  werden  müssen.  Sonst
ist ein erneuter Antrag nötig.

Wir  weisen  ausdrücklich  dar-
auf hin, dass wir durch die er-
teilte Vollmacht NICHT in Ihre
Bankkonten  Einsicht  erhalten.
Es sind nur die Vorauszahlun-
gen  an  die  Finanzämter  be-
trofen.

Bei Unklarheiten biten wir um
telefonische  Rücksprache  bei
uns.

II. Vorausgefüllte Steuererklärung

Von  Versicherungen,  Renten-
trägern usw. werden steuerlich
relevante  Daten  elektronisch
an  die  Finanzämter  übermit-
telt.  Damit wir sehen können,
welche  Daten  dies  im Einzel-
nen sind, gibt es die vorausge-
füllte  Steuererklärung.  Hierfür
muss von uns für jeden Steuer-
pfichtigen ein weiterer Antrag

gestellt  werden.  Sie  erhalten
dann ein Anschreiben von zen-
tralen Finanzämtern mit einem
Code.  Diese  Schreiben senden
Sie uns bite umgehend zu. Mit
dem  Code  können  wir  dann
die  betrefenden  Daten  abru-
fen. Die Belege zu den Steuer-
erklärungen sind uns wie bis-
her einzureichen. Nur so ist ge-

währleistet,  dass  wir  die  dem
Finanzamt vorliegenden Daten
abgleichen  und  kontrollieren
können.

Auch  insofern  biten  wir  bei
Rückfragen  um  telefonische
Kontaktaufnahme mit uns.

III.  Änderungen ab dem 01.01.20188 im Bereich der Lohnbuchhal-
tung

1. Beitragssätze 2018

Der Beitragssatz in der gesetz-
lichen  Rentenversicherung
beträgt ab dem 01.01.20188 18,6
% (stat bisher  18,7  %).  Mini-
jobber,  die  die  Beiträge  zur

Rentenversicherung selbst auf-
stocken, müssen ab 2018 einen
Eigenanteil  von  3,6  %  leisten
(bisher 3,7 %).

Der  Umlagesatz  2  (U2)  für
Minijobber sinkt  zum
01.01.20188 von 0,30 % auf 0,24
%. Der Erstatungsbetrag bleibt
unverändert bei 100 %. 
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Die Höhe des Umlagesatzes 1
(U1)  für  Minijobber für  die
Arbeitgeberaufwendungen  bei
Krankheit  beträgt  wie  bisher
0,90  %.  Der  Erstatungssatz
liegt wie bislang bei 80 %.

Der Beitragssatz bei der Kran-
kenversicherung für  sozial-
versicherungspfichtig  Be-
schäfigte  bleibt  auch  im Jahr
2018 wie bisher bei 14,6 %.

Hiervon  tragen  Arbeitgeber
und  Arbeitnehmer  jeweils  die
Hälfe.  Beim allgemeinen Bei-
tragssatz  ergibt  dies  also  je-
weils 7,3 % bzw. beim ermäßig-
ten Beitragssatz jeweils 7 %.

Krankenkassen,  die  ihren  Fi-
nanzbedarf  durch  die  Zuwei-

sungen aus dem Gesundheits-
fonds nicht  abdecken können,
müssen Zusatzbeiträge von ih-
ren Mitgliedern verlangen. Die
Höhe des Zusatzbeitrages wird
individuell von jeder Kranken-
kasse in der jeweiligen Satzung
festgelegt.  Er  beträgt  durch-
schnitlich  1  %.  Er  wird  nur
vom Arbeitnehmer getragen.

Ab dem 01.01.20188 bleibt es bei
dem Beitragssatz für die  Pfe-
geversicherung wie bisher in
Höhe von 2,55 %. Für Kinderlo-
se  ab  dem 23.  Lebensjahr  be-
trägt der Beitragssatz wie bis-
lang 2,8 %.

Der  Beitragssatz  zur  Arbeits-
losenversicherung bleibt
auch in 2018 wie bisher bei 3 %
bestehen.

Die  Insolvenzgeldumlage
sinkt von bisher 0,09 % im Jahr
2018 auf 0,06 % .

Ab dem 01.01.20188 gilt für Be-
schäfigte in der Gleitzone der
neue  Gleitzonenfaktor  0,75487
(bisher 0,75089). Die neue Gleit-
zonenformel  ab  Januar  2018
lautet: 1,27589625 X Arbeitsent-
gelt – 234,5688125. Die Gleitzo-
ne gilt wie bisher für ein mo-
natliches Entgelt  von 450,01 €
bis 850,00 €.

2. Änderungen beim Mindestlohn

Der  Mindestlohn beträgt  im
Jahr 2018 wie im Jahr 2017 je
Stunde 8,84 €. 

Zum  01.01.20188  laufen  alle
Übergangsregelungen im Min-
destlohngesetz aus.

Gemäß § 17 MiLoG hat der Ar-
beitgeber  besondere  Aufzeich-
nungspfichten  zu  erfüllen.
Dies bedeutet, dass er den Be-

ginn, das Ende und die Dauer
der  täglichen  Arbeitszeit  für
geringfügig  beschäfigte  Ar-
beitnehmer aufzeichnen muss.
Diese Aufzeichnung ist spätes-
tens 7 Tage nach der erbrach-
ten  Arbeitsleistung  anzuferti-
gen  und  mindestens  2  Jahre
lang aufzubewahren.

Es empfehlt sich, ein entspre-
chendes  Formblat für  jeden

Mitarbeiter  anzulegen  und
hierauf  spätestens  alle  7  Tage
eine Unterschrif von Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer zu leis-
ten. Nur so kann dokumentiert
werden, dass die erforderlichen
Aufzeichnungen rechtzeitig ge-
führt wurden.

In  den  Privathaushalten  sind
entsprechende Aufzeichnungs-
pfichten nicht zu erfüllen.

3. Anhebung des Grundfreibetrages und des Kinderfreibetrages

Der  Grundfreibetrag  je Steu-
erpfichtigen  steigt  ab  dem
01.01.20188  auf  9.000,--  €  im
Jahr,  bei  Eheleuten  also
18.000,--  €  (bisher  8.820,--  €
bzw. 17.640,-- €).

Außerdem  erhöht  sich  der
Kinderfreibetrag  und Be-

treuungsfreibetrag je  Kind
ab  01.01.20188  auf  7.428,--  €
(bisher 7.248,-- €).

Das Kindergeld steigt ab 2018
auf je 194,-- € für das 1. und 2.
Kind (bisher 192,-- €).  Für das
3. Kind werden ab sofort 200,--
€ je Kind bezahlt (bisher 198,--

€). Für das 4. und jedes weitere
Kind  gelten  ab  2018  ein  Kin-
dergeld  von  225,--  €  (bisher
223,-- €).

Kindergeld kann nur noch für
höchstens  6  Monate  rückwir-
kend  beantragt  werden  stat
bisher für 4 Jahre. 



IV. Im Bereich der Einkommensteuer

1. Erhöhung der Grenze für geringwertige Wirtschafsgüter

Gegenstände, die für berufiche
oder betriebliche Zwecke oder
im  Zuge  von  Überschussein-
kunfsarten, wie z. B. aus Ver-
mietung und Verpachtung an-
geschaf werden,  können  ab

2018 bis zu einem Nettobetrag
von 800,-- € (dies entspricht
brutto 952,-- € bei 19% Um-
satzsteuer) in vollem Umfang
im Jahr des Kaufs als Betriebs-
ausgaben  oder  Werbungskos-

ten in der Einkommensteuerer-
klärung geltend gemacht wer-
den.  Bisher  galt  dies  für  den
Betrag von 410,-- € neto.

2. Anhebung des Unterhaltshöchstbetrages

Der  Unterhaltshöchstbetrag
gegenüber  gesetzlich  unter-
haltsberechtigten  Personen,
wie zum Beispiel mitellose un-
terhaltsberechtigte Angehörige
und  für  Kinder,   die  sich  ab
dem 25. Lebensjahr in Berufs-
ausbildung  befnden  und  für
die  der  Steuerpfichtige  kein
Kindergeld  bzw.  keinen  Kin-
derfreibetrag  mehr  erhält,

steigt  ab  2018  auf  9.000,--  €
(von bisher 8.820,-- €).

Dieser  Unterhaltsfreibetrag
wird  erhöht  um  die  Beiträge,
die  für  eine  Kranken  –  und
Pfegeversicherung  des  Unter-
haltsberechtigten bezahlt  wer-
den,  sofern  diese  Beiträge
nicht im Rahmen der Basisver-
sorgung  zu  berücksichtigen

sind.  Der  Unterhaltsfreibetrag
kürzt sich um eigene Einkünfe
oder Bezüge des Unterhaltsbe-
rechtigten,  welche  die  Grenze
von 624,-- € pro Jahr überstei-
gen.  Der  Unterhaltsfreibetrag
entfällt ganz, wenn das eigene
Vermögen  des  Unterhaltsbe-
rechtigten mehr als 15.500,-- €
beträgt.

V. Betriebliche Altersversorgung

1. Betriebsrentenstärkungsgesetz

Ab 2018 gilt das  Betriebsren-
tenstärkungsgesetz.  Danach
ist es möglich, dass der Arbeit-
geber  Betriebsrenten  auf  der
Grundlage  von  Tarifverträgen
als  reine  Beitragszusagen ein-

führt.  Der  Arbeitgeber  hafet
in diesen Fällen nicht mehr für
Mindest- oder Garantieleistun-
gen.  Nichtarifgebundene  Ar-
beitgeber  und  Beschäfigte
können  vereinbaren,  dass  die

einschlägigen  Tarifverträge
auch für sie gelten sollen. Dies
betrif Vereinbarungen, die ab
dem  01.01.20188  abgeschlossen
werden.

2. Anhebung der Grundzulage für Riesterverträge

Die  Grundzulage für  geför-
derte  private  Altersvorsorge-

verträge  (Riester)  steigt  auf 175,--  €  jährlich  stat bisher
154,-- €.

3.  Anhebung des steuerfreien Höchstbetrags in der kapitalgedeckten be-
trieblichen Altersversorgung

Der  steuerfreie  Höchstbe-
trag in  der  kapitalgedeckten
betrieblichen Altersversorgung
wird ab 01.01.20188 auf 8 % der
Beitragsbemessungsgrenze  zur

Rentenversicherung angeho-
ben  (von bisher  4  %).  Sozial-
versicherungsrechtlich
bleibt aber lediglich ein Betrag
von  4  %  der  Beitragsbemes-

sungsgrenze  der  allgemeinen
Rentenversicherung  sozialver-
sicherungsfrei.



VI. Vermietung und Verpachtung

Vermieter,  die  ihre  Immobilie
im  Jahr  2017  angeschaf ha -
ben,  können  die  Kosten  für
Schönheitsreparaturen nicht
mehr  ohne  weiteres  als  Wer-
bungskosten  absetzen,  wenn
diese im zeitlichen Zusammen-
hang mit dem Immobilienkauf
durchgeführt werden. Laut der
Rechtsprechung  des  Bundes-
fnanzhofes  und  nach  Aufas-
sung des Bundesfnanzministe-
riums verhält  es  sich so,  dass
alle baulichen Maßnahmen, die
im Zusammenhang mit der Im-
mobilienanschafung  vorge-
nommen  wurden,  zusammen-
gerechnet  werden.  Hierbei
spielt es keine Rolle, ob es sich
um  Sanierungsarbeiten  oder
Schönheitsreparaturen handelt.
Lediglich  Erhaltungsmaßnah-

men, die üblicherweise jährlich
anfallen,  werden  nicht  hinzu-
gerechnet. Dies sind z. B. Kos-
ten für die jährliche Heizungs-
wartung. 

Übersteigen  die  innerhalb
von 3 Jahren nach der Im-
mobilienanschafung
durchgeführten  baulichen
Maßnahmen  15  %  der  An-
schafungskosten ohne Um-
satzsteuer (netto),  so  gelten
die  Aufwendungen  als  an-
schafungsnahe  Herstel-
lungskosten.  Dies  bedeutet,
dass  die  Kosten  über  die
Nutzungsdauer  des  Gebäu-
des abzuschreiben sind. Ein
sofortiger Werbungskosten-
abzug  im  Zahlungsjahr  ist
damit ausgeschlossen.

Vermieter,  die  ihre  Immobilie
vor  2017  gekauf haben,  kön -
nen die Anwendung der frühe-
ren Rechtslage beantragen. Bei
Immobilienanschafungen  ab
2017 ist dies nicht mehr mög-
lich.

Wer  Schönheitsreparaturen
dennoch sofort  als  Werbungs-
kosten geltend machen möch-
te, sollte vor der Durchführung
die  Aufwendungen mit  weite-
ren  Sanierungskosten  zusam-
menrechnen.  Sofern  die  Ge-
samtkosten  dieser  baulichen
Maßnahme  die  15  %  Grenze
übersteigen, sollten die Schön-
heitsreparaturen möglichst erst
3  Jahre  nach  der  Immobilien-
anschafung  vorgenommen
werden.

VII. Reisekosten im Ausland ab dem 01.01.20188

Ab dem Jahr  2008, ist  bei  be-
rufichen  Reisen  in  das  Aus-
land (z. B. internationale Kon-
gresse)  keine  Übernachtungs-
kostenpauschale mehr erlaubt.
Es  können  nur  noch  die  tat-
sächlich entstanden Kosten an-
gesetzt werden. Ein Ansatz des
Pauschbetrages  für  Übernach-

tung ist nur noch im Falle der
Erstatung  durch  Arbeitgeber
an  seine  Arbeitnehmer  mög-
lich.  Hinsichtlich  der  Verpfe-
gungskosten bleibt es wie bis-
her  bei  den  Pauschalen.  Bei
Reisen vom Inland ins Ausland
bestimmt  sich  der  Pauschbe-
trag  nach  dem  Ort,  den  der

Steuerpfichtige  vor  24  Uhr
Ortszeit erreicht hat. Für eintä-
gige  Reisen  ins  Ausland  und
für  Rückreisetage  aus  dem
Ausland   ins  Inland  ist  der
Pauschbetrag des letzten Tätig-
keitsorts  im  Ausland  maßge-
bend.

Länder 24 +8 Ü Länder 24 +8 Ü

€ € € € € €

Australien* 51,-- 34,-- 158,-- Mexiko 41,-- 28,-- 141,--

Brasilien* 51,-- 34,-- 84,-- Österreich 36,-- 24,-- 104,--

Frankreich* 44,-- 29,-- 115,-- Rumänien* 26,-- 17,-- 62,--

Griechenland* 36,-- 24,-- 89,-- Schweiz* 62,-- 41,-- 169,--

Großbritannien* 45,-- 30,-- 115,-- Südafrika* 22,-- 15,-- 94,--

Indien* 36,-- 24,-- 145,-- Türkei* 40,-- 27,-- 78,--

Italien* 34,-- 23,-- 126,-- Ungarn 22,-- 15,-- 63,--

Japan* 51,-- 34,-- 156,-- USA* 51,-- 34,-- 138,--
• 24 = mind. 24 Std. Abwesenheit
• +8 = mehr als 8 Std. Abwesenheit sowie für An- und Abreisetag
• Ü = Pauschbetrag / Übernachtung 
• * bei den so gekennzeichneten Ländern gelten für Haupt- bzw. einzelne Großstädte höhere Sätze



VIII. Scheidungskosten

Laut einem Urteil des Bundes-
fnanzhofes  sind  Scheidungs-
kosten  Prozesskosten und da-
durch vom Abzug als außerge-
wöhnliche  Belastungen  im

Rahmen  der  Einkommensteu-
ererklärung  ausgeschlossen.
Denn ein Steuerpfichtiger  er-
bringe  die  Aufwendungen  für
ein Scheidungsverfahren regel-

mäßig nicht zur Sicherung sei-
ner Existenzgrundlage und sei-
ner  lebensnotwendigen  Be-
dürfnisse.

IX. elektronische Rechnungen oder Kontoauszüge

Wir  weisen  darauf  hin,  dass
elektronische  Rechnungen
oder Kontoauszüge, z. B. von
Banken,  als  pdf-Dateien  elek-
tronisch  gespeichert  werden

müssen, ohne dabei irgendwel-
che  Änderungen  durchzufüh-
ren.  Die  Dateien  müssen  in
dieser  ursprünglichen  Form
gespeichert  werden.  Lediglich

der  Ausdruck  davon  reicht
nicht aus. Gegebenenfalls muss
dem Finanzamt Einsicht in ge-
nau  diese  elektronischen  Da-
teien gewährt werden.

X. Kassen-Nachschau

Ab  dem  Jahr  2018  kann  ein
Amtsträger der Finanzbehörde
unangekündigt  eine  Kassen-
Nachschau durchführen.
Hierbei können die Ordnungs-
mäßigkeit der Aufzeichnungen
und  Buchungen  von  Kassen-
einnahmen  und  Kassenausga-
ben  überprüf werden.  Dies
kann ohne vorherige Ankündi-
gung und außerhalb einer Au-
ßenprüfung während der übli-
chen  Geschäfs–  und  Arbeits-
zeiten  erfolgen.  Der  Kassen-
Nachschau unterliegt auch die
Prüfung des ordnungsgemäßen
Einsatzes  des  elektronischen
Aufzeichnungssystems.  Auf

Verlangen  müssen  Aufzeich-
nungen,  Bücher  sowie die  für
die Kassenführung erheblichen
sonstigen  Organisationsunter-
lagen  über  die  der  Kassen  -
Nachschau  unterliegenden
Sachverhalte  und  Zeiträume
vorgelegt  werden.  Auch  sind
Auskünfe zu  erteilen,  soweit
dies  zur  Feststellung  der  Er-
heblichkeit  geboten  ist.  Für
den Fall, dass die oben genann-
ten  Aufzeichnungen  oder  Bü-
cher  in  elektronischer  Form
vorliegen,  ist  der  Amtsträger
der  Finanzbehörde  berechtigt,
diese einzusehen. Er darf auch
die  Übermitlung  von  Daten

über  die  einheitliche  digitale
Schnitstelle  verlangen  oder
verlangen,  dass  Buchungen
und Aufzeichnungen auf einem
maschinell  auswertbaren  Da-
tenträger nach der Vorgabe der
einheitlichen  digitalen
Schnitstelle zur Verfügung ge-
stellt werden.

Wenn  die  bei  der  Kassen-
Nachschau  getrofenen  Fest-
stellungen  hierzu  Anlass  ge-
ben, kann ohne vorherige Prü-
fungsanordnung  zu  einer  Au-
ßenprüfung  übergegangen
werden. Auf den Übergang zur
Außenprüfung wird schriflich
hingewiesen.

XI. Kleinstunternehmer

Kleinstunternehmer, deren Be-
triebseinnahmen  weniger  als
17.500,--  €  betrugen,  durfen
bisher  eine  formlose  Gewin-
nermitlung  bei  der  Einkom-

mensteuererklärung  beifügen.
Diese Regelung gilt nicht mehr.
Ab der Einkommensteuererklä-
rung 2017 muss in jedem Fall
die  Anlage  EÜR  elektronisch

an  das  Finanzamt  übermitelt
werden. Dies betrif z. B. auch
Photovoltaikanlagen.

XII. Bearbeitung des Jahresabschlusses 2017

In der Anlage übersenden wir
den Abschlussfragebogen zum
31. Dezember 2017. Wir biten,
den  Abschlussfragebogen  in
allen Teilen vollständig auszu-
füllen.

Bei Zinseinkünfen der Kinder
biten  wir  darauf  zu  achten,
dass hierzu der Name der Kin-
der  angegeben  wird,  da  Ein-
künfe der Kinder in der Ein-
kommensteuererklärung  der

Eltern  nicht  zu  berücksichti-
gen  sind.  Für  Kinder  in  Be-
rufsausbildung über 25 Jahren
werden Freibeträge für Unter-
halt  gewährt.  Auf  diese  Frei-
beträge  sind  jedoch  eigene



Einnahmen  oder  Einkünfe
der betr. Kinder, soweit sie im
Kalenderjahr  2017  insgesamt
624,--  €  übersteigen,  anzu-
rechnen. Es sind deshalb hier-
zu  in  dem  Abschlussfragebo-
gen genaue Angaben über Art

und  Höhe  evtl.  eigener  Ein-
nahmen wie  Stipendien,  Zin-
sen,  Brutogehälter usw.  die-
ser Kinder erforderlich.

Die für uns bestimmte Ausfer-
tigung  des  Abschlussfragebo-
gens biten wir zusammen mit

den  Buchhaltungsunterlagen
für  2017  baldmöglichst,  spä-
testens bis 31. März 2018 ein-
zureichen.  Außerdem  benöti-
gen wir  für  die  Abschlussbe-
arbeitungen  noch  folgende
Unterlagen:

1. Kontoauszüge der Kassenärztlichen Vereinigung für I./2017 bis IV./2017 lediglich mit der Beilage, woraus
die Berechnungen der Schlusszahlungen ersichtlich sind

2. Abrechnungen der Privat-Verrechnungsstelle für Januar bis Dezember 2017

3. Gesamtbescheinigung für Gehaltsbezüge, Pensionen usw. für Januar bis Dezember 2017

4. Jahres-Steuer-Bescheinigungen 2017 der Banken über die Einkünfe aus Kapitalvermögen und  Wertpa-
pierveräußerungsgeschäfen sowie Tesaurierungsmiteilungen von Investmenterträgen

5. Kontoauszüge der Bausparkasse für 2017 über Guthaben und Schulden

6. Rechnungen für die Anschafung von Praxisgegenständen im Jahr 2017 mit Einzelwert über 410,-- € neto

7. Belege für alle privaten Versicherungsbeiträge und Bescheinigungen der Versicherungen über die geleis-
teten Kranken- und Pfegeversicherungsbeiträge 2017

8. Originalbelege u. Qitungen für steuerbegünstigte Spenden (über die im Jahr 2017 geleisteten Spenden,
unabhängig davon, ob der Spendenbeleg erst im Folgejahr ausgestellt wurde). Bei Spenden bis zu 200,-- €
ist der Kontoauszug ausreichend

9. Einzelaufstellung mit Rechnungsbelegen für  Krankheitskosten und die Erstatungsabrechnungen der pri-
vaten Krankenkassen

10.Belege für Grundstücksreparaturen am eigengenutzten Grundstück; für vermietete oder berufich genutz-
te Eigentumswohnungen Wohngeldabrechnungen einschl. Abrechnung Rücklagenkonto

11.von Rentnern: Miteilung der Rentenzahlstelle (auch der Versorgungsanstalt) über die Rentenbezüge im
Jahr 2017 bzw. Rentenanpassungsmiteilungen zum 1.7.20187

12.von Mandanten, die die Buchhaltung selbst erledigen, sind uns die Ausgabenbelegordner und die Konto-
auszüge der Banken usw. nicht zu übersenden

Nach Abschluss des alten Jahres ist es uns wieder ein besonderes Anliegen, allen unseren Man-
danten für die gute Zusammenarbeit und das uns entgegengebrachte Vertrauen unseren beson-
deren Dank auszusprechen. Für das neue Jahr wünschen wir Ihnen und Ihren Angehörigen viel
Glück, beste Gesundheit und guten Erfolg. Wir freuen uns auch im neuen Jahr auf eine weiter-
hin gute Zusammenarbeit.


	I. Einsichtnahme in die Steuerkonten unserer Mandanten durch uns
	II. Vorausgefüllte Steuererklärung
	III. Änderungen ab dem 01.01.2018 im Bereich der Lohnbuchhaltung
	1. Beitragssätze 2018
	2. Änderungen beim Mindestlohn
	3. Anhebung des Grundfreibetrages und des Kinderfreibetrages
	IV. Im Bereich der Einkommensteuer
	1. Erhöhung der Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter
	2. Anhebung des Unterhaltshöchstbetrages
	V. Betriebliche Altersversorgung
	1. Betriebsrentenstärkungsgesetz
	2. Anhebung der Grundzulage für Riesterverträge
	3. Anhebung des steuerfreien Höchstbetrags in der kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung
	VI. Vermietung und Verpachtung
	VII. Reisekosten im Ausland ab dem 01.01.2018
	VIII. Scheidungskosten
	IX. elektronische Rechnungen oder Kontoauszüge
	X. Kassen-Nachschau
	XI. Kleinstunternehmer
	XII. Bearbeitung des Jahresabschlusses 2017

